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I. Einleitung und Problemaufriss  
 

Als Geldwäsche wird das Phänomen bezeichnet, mit dem illegal erlangtes Vermögen wieder in 

den Finanzkreislauf eingeschleust werden soll. Zweck der Geldwäsche (oder auch „Geldwäsche-

rei“) ist in erster Linie die Verschleierung der Herkunft von illegal erlangten Vermögenswerten. 

§ 165 StGB pönalisiert dieses Verhalten in drei Absätzen. Nach Absatz eins wird jene Person 

bestraft, welche „Vermögensbestandteile, die aus einer mit mehr als einjährigen Freiheitsstrafe 

bedrohten Handlung oder einem Vergehen nach den […] herrühren, verbirgt oder ihre Herkunft 

verschleiert […].“1 Für eine Bestrafung bedarf es somit jedenfalls einer Geldwäsche begründen-

den Vortat und einer gewissen darauffolgenden Tathandlung, die der Ursprungsverschleierung 

der Vermögensbestandteile dient. In § 165 Abs 2 StGB wird auf die Vortat „eines anderen“ Be-

zug genommen.2 Täter ist somit jener, der die Herkunft „schmutziger“ bzw. illegal erlangter 

Vermögensteile eines anderen verschleiern möchte. Auf den dritten Absatz wird hier vorerst 

kein Bezug genommen.  

 

Der Prozess läuft im Wesentlichen in drei Phasen ab. Man spricht von „Unterbringung – Vertei-

lung – Integration“. Ab einem gewissen Stadium im Prozess der Geldwäsche erscheint das Auf-

finden dieser illegal erworbenen Vermögensteile oder deren Trennung von legalem Vermögen 

fast unmöglich. Gesetzgeber haben dementsprechend großes Interesse daran, die bereits genann-

te Schwierigkeit des Schwarzgeldes bereits in der Phase der „Verteilung“ zu unterbinden. Ein 

weiterer Druckpunkt ist die beobachtete Entwicklung und fortgeschrittene Professionalität der 

Geldwäscher.3 Was erstmals in Amerika bekannt und als „Money Laundering“ bezeichnet wurde 

und vorerst hauptsächlich aus Anlage und Verschleierung illegal erworbener Vermögenswerte 

bestand, ist heute weitgehend nicht mehr darauf beschränkt. Kriminelle Organisationen versu-

chen durch Investitionen, das durch Straftaten erlangte Vermögen zu vermehren. Dies geschieht 

beispielsweise durch Kauf und Verkauf von Liegenschaften, im Casino oder durch Beteiligungen 

in legale Unternehmen.4 Nicht ohne Grund sind die Bestimmungen der Geldwäscheprävention 

für ausgewählte Berufe in solch risikohaften Bereichen wesentlich strenger und mit umfangrei-

chen Sorgfalts- und Meldepflichten ausgestattet (FM–GwG, RAO, NO, GewO, GSpG, WTGB, 

BiBuG). 

 

                                                           
1 § 165 Abs 1 StGB. 
2 § 165 Abs 2 StGB. 
3 Siska, Die Geldwäsche und ihre Bekämpfung in Österreich, Deutschland, der Schweiz und Liechtenstein2 (2007) 

45.  
4 Unger/Siegel/Ferwerda/de-Kruijf/Busuioic/Wokke, The Amounts and Effects of Money Laundering – Report fort 

the Ministry of Finance (2006) 3. 
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Dabei ist zu untersuchen, ob die normierte Durchbrechung der Verschwiegenheitspflicht der 

Anwälte im Falle eines Verdachts oder der Kenntnis einer strafbaren Handlung im Sinne des § 

165 StGB durch die auferlegten Verdachts- und Meldepflichten rechtmäßig ist. Unzweifelhaft ist 

jedenfalls, dass es sich dabei um einen Eingriff in das Verhältnis zwischen den Anwälten und 

deren Klienten handelt. Das anwaltliche Berufsgeheimnis ist (primär) in § 9 Abs 2 RAO5 veran-

kert. Der Anwalt ist hinsichtlich Tatsachen, die ihm in seiner beruflichen Eigenschaft bekannt 

geworden sind, zur Geheimhaltung verpflichtet und auch berechtigt.6 Das Recht auf Verschwie-

genheit darf auch durch sonstige behördliche Maßnahmen, wie der Herausgabe von Schriftstü-

cken7 oder einer Hausdurchsuchung, nicht umgangen werden. Jedoch statuieren die Gesetze, in 

Umsetzung der verschiedenen europäischen und internationalen Vorgaben der Geldwäscheprä-

vention, dazu gleich, eine radikale Ausnahme dieser Verschwiegenheitspflicht. Bei Verdacht,- 

und oder Kenntnis davon, dass das betroffene Geschäft oder die im Zusammenhang damit ste-

henden Gelder aus kriminellen Tätigkeiten stammen, ist der Anwalt zur Meldung8 und gegebe-

nenfalls auch zur Auskunft9 an die Geldwäschemeldestelle verpflichtet. Mit der 2. Geldwäsche-

RL10 wurden rechtsberatende Berufe erstmals zu dem verpflichtenden Personenkreis gezählt. 

Den rechtsberatenden Berufen, wurde die Überwachung und Überprüfung der eigenen Klienten 

auferlegt.11 Dabei sollen sie die Klienten identifizieren und gegebenenfalls bei länger anhalten-

der Geschäftsbeziehung zusätzlich laufend zu überwachen. In beiden Fällen kann vorerst noch 

kein Eingriff in das Recht auf Verschwiegenheit gewertet werden. Die auferlegte Pflicht ein Ri-

sikoprofil zu erstellen und bei Verdacht oder Kenntnisnahme, dass ein Geschäft der Geldwäsche-

rei oder Terrorismusfinanzierung dient, eine Meldung an das Bundeskriminalamt zu erstatten 

hingegen sehr wohl. Voraussetzung für die Meldepflicht ist ein geldwäschegeeignetes Ge-

schäft.12 Eine solche Meldepflicht fällt aus, wenn der Anwalt die Kenntnis dieser Tatsachen im 

Rahmen der Rechtsberatung (Beraterprivileg), der Parteienvertretung vor Gericht, einer diesen 

vorgeschalteten Behörde oder durch die Staatsanwaltschaft (Vertreterprivileg) erfahren hat.13 

Nutzt der Klient jedoch genau diese bewusst gelassene Lücke, zur Sicherstellung des Rechtes auf 

                                                           
5 § 9 Abs 2 RAO.  
6 § 9 Abs 2 RAO; Lehner, RAO9 § 9 Rz 26.  
7 § 9 Abs 3 RAO.  
8 § 8c RAO. 
9 § 23 RAO; § 9 Abs 6 RAO. 
10 Richtlinie 2001/97/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4.12.2001 zur Änderung der Richtlinie 

91/308/EWG des Rates zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche, ABL L L 

2001/344, 76; zu den genauen Verpflichtungen des Rechtsanwaltes wird erst im Rahmen der Dissertation Bezug 

genommen. 
11 § 8a RAO. 
12 Auf die Definition eines „geldwäschegeeignetes Geschäft“ wird erst im Rahmen der Dissertation Bezug genom-

men.   
13 Völkel/Farahmandia, Die Verschwiegenheitspflicht der RechtsanwältInnen im Spannungsverhältnis zu Melde-

und Auskunftspflichten nach der RAO, ecolex 2019, 465.  
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ein faires Verfahren iSd Artikel 6 EMRK, offensichtlich zur Umgehung der anwaltlichen Melde-

pflicht bei Verdacht auf Geldwäscherei oder der Terrorismusfinanzierung aus, so bleibt die Mel-

depflicht des Anwaltes aufrecht.14   

 

Es besteht somit ein Spannungsfeld zwischen Verschwiegenheits- und Meldepflicht, welches im 

Rahmen dieser Arbeit zu untersuchen ist. Sowohl die bestehenden Gesetze und die internationa-

len Vorgaben, als auch die Problematik des bereits genannten Berater- und Vertreterprivileg in 

Verbindung mit den Melde- und Verdachtspflichten der RAO sollen Hauptaugenmerk dieser 

Arbeit sein.  

 

II. Methodik und Forschungsfragen  

Die Arbeit wird mittels rechtsdogmatischer Methode durchgeführt. Es sollen zuerst die beste-

henden nationalen und internationalen Vorgaben thematisiert und Verknüpfungen untereinander 

untersucht werden. Auf die Stellung der Anwälte in der Geldwäscheprävention und die Proble-

matik zur Verschwiegenheitspflicht wird anschließend eingegangen. Aufgrund der Komplexität 

und Menge der Materie, wird nach Darstellung beider Themenkomplexe dem Leser jeweils ein 

Fazit gewährt.  

 

Folgende Forschungsfragen werden im Zuge der Arbeit behandelt:  

1) Welche nationalen, internationalen und unionsrechtlichen Vorgaben bestehen derzeit?  

2) Sind die Vorgaben dazu geeignet, der Geldwäscherei als strafbares Delikt entgegenzu-

wirken oder besteht ein Anpassungsbedarf? 

3) Welche Pflichten gelten insbesondere für Anwälte und welche berufsrechtlichen Ein-

schränkungen folgen daraus?  

4) Ist die Durchbrechung der Verschwiegenheitspflicht der Anwälte gerechtfertigt?  

 

III. Gliederung 

Der erste Teil der Arbeit dient als Einleitung in die Thematik und beschäftigt sich mit den 

Grundlagen der Geldwäsche und ihren Erscheinungsformen.  Auch sollen erstmals alle nationa-

len, internationalen und unionsrechtlichen Vorgaben zum Thema Geldwäsche thematisiert wer-

den. Geprüft wird die Praktikabilität dieser und mögliche Unstimmigkeiten. Das I. Fazit gibt 

dem Leser zur Vereinfachung eine kurze Zusammenfassung der Rechtsgrundlagen und eine 

Praktikabilitätsanalyse der Normen. 

                                                           
14 Glaser, Geldwäsche Rz 3.257; § 8c Abs 1 RAO; Lehner, RAO9 § 9 Rz 36. 
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Im zweiten Teil steht die anwaltliche Verschwiegenheit und ihre Statuierung im Gesetz im Vor-

dergrund. Die Nennung des Ausnahmetatbestands der Geldwäsche in den Verschwiegenheits-

pflichten stellt den Übergang in den dritten Teil der Arbeit da. Durch das II. Fazit sollen das 

Problem der aufeinanderstoßenden Pflichten in einem kurz veranschaulicht werden.     

 

Der dritte Teil der Arbeit widmet sich spezifisch den Präventionspflichten der Anwälte. Es sollen 

hierbei die wechselseitigen Wirkungen des Beraterprivilegs und den Verschwiegenheitspflichten 

in Verbindung mit den auferlegten Melde- und Verdachtspflichten behandelt werden. Insbeson-

dere ist hierbei zu prüfen, ob einerseits, die durch die Meldepflicht ausgelöste Durchbrechung 

der Verschwiegenheitspflicht im Einklang mit den bestehenden Berufspflichten und Grundrech-

ten steht und andererseits, inwiefern Anpassungsbedarf besteht.  
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